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gegen 

Jobcenter Berlin 
 

- Antragsteller -

-Antragsgegner -

hat der Vorsitzende der 159. Kammer des Sozialgerichts Berlin, Richter  am 11. 
April 2014 beschlossen: 

Die aufschiebende Wirkung des Widerspruches des Antragstellers vom 14. März 
2014 gegen den Sanktionsbescheid des Antragsgegners vom 14. Februar 2014 
wird angeordnet. 

Die Aufhebung der Vollziehung wird angeordnet. 

Der Antragsgegner hat die außergerichtlichen Kosten des Antragstellers zu tra-
gen. 
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Die Beteiligten streiten im einstweiligen Rechtsschutz wegen einer Sanktion. 

Der im laufenden dem Antragsgegner stehende Antragsteller ist 
schwerbehindert mit einem Grad der Behinderung von 50 %; im Schwerbehindertenaus-

ist auch das Merkzeichen "G" eingetragen. Der Antragsteller hat mehrere gesund-
heitliche Einschränkungen. So bekommt er, insbesondere bei Kälte und hoher Luftfeuch-
tigkeit, nur schwer Luft, er an den Folgen einer durchgemachten Tuberkulose leidet. 
Beim Laufen ist er nach einem Unfall im November 2011 auch durch seine dabei erlittene 
Verletzung am Sprunggelenk eingeschränkt. Dem Antragsgegner sind diese Einschrän-
kungen bekannt. Auch in der letzten Eingliederungsvereinbarung vom 14. November 2013 
wird als die Integration in den ersten Arbeitsmarkt (nur) im Rahmen der gesundheitli-
chen Einschränkungen und die Teilnahme an einer Arbeitsgelegenheit zum Erhalt der 
gesstruktur formuliert. 

Mit Bescheid vom 22. Oktober 2013 wurde dem Antragsteller eine 
Arbeitsgelegenheit nach 16 d Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB 11) zugewiesen, die 
vom 1. November 2013 bis 31. März 2014 dauern sollte. Als Einsatzstelle wird die 
Ernststr. 1 6 in Berlin genannt. Zur "Bezeichnung der Tätigkeit" in dem Bescheid hieß 
es: "Helfer/in - Büro, Verwaltung". Unter dem Stichwort "Tätigkeitsbeschreibung" wurden 
u.a. "Datenrecherche, Datensammlung, Texterfassung und -bearbeitung; Erarbeitung ei-
ner aktuellen Übersicht über Kunst am Bau/im öffentlichen Raum ... , ordnen 
und in einer Datenbank erfassen", genannt. Rücksprache mit dem Antragsgegner 
vor dem Einsatz ergab, dass der Antragsteller - wohl nach Absprache mit dem Maßnah-
meträger - in der Einsatzstelle tätig werden sollte. 

Der Antragsteller, der die Maßnahme am 1. November antrat, wurde nicht nur im Büro 
eingesetzt, sondern er hatte regelmäßig Kunstobjekte im öffentlichen Raum, auch im 
schwerer zugänglichen Bereich, zu fotografieren und zu katalogisieren. Seit dem 10. De-
zember 2013 er, ohne sich krank zu melden oder sonst den Maßnahmeträger bzw. 
den Antragsgegner zu informieren, die Tätigkeit nicht fort. 

Nach Anhörung erließ der Antragsgegner am 14. Februar Sanktionsbescheid, mit 
dem er die Minderung des Arbeitslosengeldes um 30 des maßgebenden Rege/satzes, 
hier iHv. 117,30 € monatlich von März bis Mai 2014 verfügte. Zur Begründung führte er 

der Antragsteller die zumutbare Maßnahme als "Helfer Büro", ohne dass ein 
wichtiger Grund vorlag, nicht fortgeführt habe. 

Der Antragsteller erhob mit dem Prozessbevollmächtigen 
vom 14. März 2014 Widerspruch gegen den Bescheid des Antragsgegners. 

Mit seinem am 14. März 2014 beim Sozialgericht Berlln eingegangenen Antrag wendet er 
sich im einstweiligen Rechtsschutzverfahren gegen die Sanktion. Der Antragsteller 
behauptet, gleich am Anfang den Maßnahmeträger auf Schwerbehinderteneigen-
schaft und besonderen gesundheitlichen Probleme hingewiesen zu haben. Den-
noch seien ihm Außenarbeiten zugewiesen worden. Dazu trägt er unter Vorlage einer Auf-
listung der vor, dass er bei der Maßnahme sogar in erheblichem Umfang im Au-
ßenbereich tätig werden musste, dies auch in für ihn beschwerlicher Weise, so beim 
tografieren von Graffitis in einem Hochhaus. Aufgrund seiner gesundheitlichen Einschrän-
kungen habe die Tätigkeit trotz anfänglicher Bemühungen nicht fortführen können. 

Antragsteller beantragt, 

die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 20.02.2014/14.03.2014 gegen die 
Sanktion vom 14.02.2014 betreffend die Monate März Mai 2014 anzuordnen; 
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weiterhin die erfolgte Vollziehung aufzuheben und anzuordnen, dass die Leistungen 
auszuzahlen sind. 

Der Antragsgegner beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

Er sieht keinen wichtigen Grund für den Abbruch der Maßnahme, zumal der Antragsteller 
schon einige Zeit daran teilgenommen habe, ohne sich zu melden und gesundheitliche 
Probleme zu beklagen. Ein ärztliches Attest oder eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
lägen nicht vor. 

Zu den weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf die Gerichtsakte verwiesen, in 
der auch Ausdrucke des Antragsgegners zu diesem Vorgang aus seinem elektronischen 
Verzeichnis enthalten sind und die dem Gericht bei seiner Entscheidung vorgelegen hat. 

11. 

Der zulässige Antrag ist auch begründet. 

Gemäß § 86 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht auf An-
trag in den Fällen, in denen - wie hier aufgrund von § 86 a Abs. 2 Nr. 4 SGG iVm. § 39 
Nr. 2 SGB 11 - ein Widerspruch keine aufschiebende Wirkung hat, diese ganz oder teil-
weise anordnen. Ob die Anordnung zu ergehen hat, ist im Wege einer umfassenden Inte-
ressenabwägung festzustellen, bei der neben der allgemeinen Abwägung zwischen priva-
tem Aussetzungs- und öffentlichem Vollzugsinteresse auch die Erfolgsaussichten in der 
Hauptsache in den Blick zu nehmen sind. Die Prüfung erfolgt nicht nach einem starren 
Schema, sondern beide Abwägungsgesichtspunkte sind aufeinander bezogen, wobei 
auch das gesetzliChe Regel-Ausnahmeverhältnis zu beachten ist. Möglicher Hauptsache-
erfolg und Grad des Aussetzungsinteresses korrespondieren dabei miteinander. Je mehr 
der Hauptsacherfolg wahrscheinlich erscheint, um so weniger Anforderungen sind an das 
(weitere) Aussetzungsinteresse zu stellen (vgl. Keller, in: Meyer-Ladewig/ Keller/Leitherer, 
SGG-Kommentar, 10. Auflage, § 86 b Rn. 12 e-f). Ist der in der Hauptsache zu beurtei-
lende Verwaltungsakt offensichtlich rechtswidrig, der Hauptsacheerfolg daher nahezu si-
cher, sind an das Aussetzungsinteresse keine weiteren Anforderungen mehr zu stellen, 
da an dem Vollzug eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes - auch unter Berücksichtigung 
der gesetzlichen Anordnung zum Regel-Ausnahmeverhältnis - kein dagegen abzuwä-
gendes öffentliche Interesse bestehen kann. Ist der Verwaltungsakt zum Zeitpunkt der 
Entscheidung schon vollzogen oder befolgt worden, kann das Gericht zudem die Aufhe-
bung der Vollziehung anordnen (§ 86 b Abs. 1 Satz 2 SGG). 

Nach diesen Maßstäben fällt die Interessenabwägung zu Gunsten des Antragstellers aus, 
da der mit dem Widerspruch angegriffene Verwaltungsakt nach der im tatsächlichen Be-
reich hier einzig möglichen summarischen Prüfung und auch sonst offenkundig rechtswid-
rig ist. 

Rechtsgrundlagen für die Beurteilung sind § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2, § 31 b Abs. 1 
Satz 1, § 31 b SGB 11. Danach verletzen erwerbsfähige Leistungsberechtigte ihre Pflich-
ten, wenn sie trotz schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis sich 
weigern, u.a. eine zumutbare Arbeitsgelegenheit nach § 16 d SGB 11 fortzuführen (§ 31 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB 11). Das gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte ei-
nen wichtigen Grund für ihr Verhalten darlegen und nachweisen (§ 31 Abs. 1 Satz 2 SGB 
") . 



- 4-

Die vom Antragsgegner dem Maßnahmeträger dem Antragsteller zugewiesene Ar-
beitsgelegenheit ist im Ansatz zwar zumutbar. Die Beschreibungen in dem Zuweisungs-
bescheid und auch die kurz vor Beginn der Maßnahme näher geregelte Einsatzmodalität, 

die der Antragsgegner am 30. Oktober 2013 einen Vermerk angelegt hat, lassen zu-
nächst eine an das Leistungsvermögen unter Berücksichtigung der dem Antragsgegner 
bekannten gesundheitlichen Einschränkungen angepasste Tätigkeit erwarten. Der An-
tragsteller hat die Maßnahme auch begonnen und über einen Monat durchgeführt. 

Allerdings ist die konkrete Umsetzung und Gestaltung der im Zuweisungsbescheid be-
schriebenen Maßnahme für den Antragsteller nicht mehr zumutbar, da er dazu körperlich 
nicht in der Lage war (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 Fall 1 SGB 11). Das Gericht hat keinen Zweifel, 
dass die Ausführungen des Antragstellers zu seinen gesundheitlichen Einschränkungen 
(Gehprobleme, Defizite bei der Lungenfunktion) infolge der Tuberkulose und der Verlet-
zung am Sprunggelenk zutreffend sind. Auf die mit "Eidesstattliche Versicherung" des An-
tragstellers überschrieben Erklärung vom 14. März 2014 wird verwiesen. Indiziell wird das 
auch durch Schwerbehinderten eigenschaft mit dem Merkzeichen "GI! belegt. Im Üb-
rigen wendet auch der Antragsgegner dagegen nichts ein. wenig hat das Gericht 
Zweifel daran, dass der Antragsteller in erheblichem Umfang zu auch körperlich anstren-
genden Außenarbeiten herangezogen wurde. Die vom Antragsteller in diesem Zusam-
menhang vorgelegte Auflistung über die wozu von des Antragsgegners 

des Maßnahmeträgers nicht Gegenteiliges vorgebracht wurde, weist auf tat-
sächliche Durchführung der Maßnahme hin, die nicht mehr von dem Zuweisungsbescheid 
gedeckt Die Kammer angesichts bekannt gewordenen Umstände und des 
nachvollziehbaren Vortrags des Antragstellers auch überzeugt davon, dass der An-
tragsteller bei dieser Tätigkeit gesundheitlich überfordert war. Es kommt wegen der 
SchlOssigkeit der Gesamtumstände für die Beurteilung nicht mehr darauf an, ob auch eine 
ausdrückliche ärztliche Bescheinigung vorliegt. Offensichtlich hat der Antragsteller einige 

versucht, die Tätigkeit weiter fortzuführen. Dabei ist nicht erforderlich, für ihn die 
Fortführung der weiteren Tätigkeit absolut unmöglich war. Ausreichend für die Unzumut-
barkeit der Maßnahme ist bereits die nachvollziehbare Erschwernis wegen der gesund-
heitlichen Einschränkungen und die weitere Gefährdung gesundheitlichen Zustan-
des. Davon ist die Kammer überzeugt. der Antragsteller nicht im zu wünschenden 
Umfang das Gespräch gesucht oder sich zumindest mit einer Erklärung abgemeldet hat, 
vermag an der Unzumutbarkeit nichts zu ändern. Dafür sind allein objektive Gesichts-
punkte maßgeblich. Im Übrigen wäre bei der Sachlage hier auch ein wichtiger Grund für 
den Abbruch der Maßnahme anzunehmen. Die tatbestandlichen Voraussetzungen für ei-
ne Sanktion liegen damit nicht vor, so dass der Sanktionsbescheid auch nicht rechtmäßig 
sein kann. Auf ein besonderes Eilbedürfnis bei der Interessenabwägung kommt es daher 
nicht mehr an. 

Aufhebung der Vollziehung war anzuordnen, da der Verwaltungsakt hinsichtfich der 
nicht rechtmäßigen Minderung zum Zeitpunkt der gerichtlichen EntSCheidung für den Mo-
nat März und April 2014 schon vollzogen war. Der Antragsteller hat, da die Leistungen der 
Grundsicherung Deckung des Bedarfs für Existenzminimum dienen, ein Rückzah-
lungsinteresse. Der Antragsgegner aufgrund der Aufhebung der Vollziehung 
scheides vom 14. Februar 2014 demnach gehalten, dem Antragsteller den aufgrund die-
ses Bescheides einbehaltenen Betrag iHv. jeweils 11 € für den Monat März 
und April 2014 wieder auszuzahlen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs. 1 
Satz 1 SGG und orientiert sich am Ausgang des Verfahrens. 
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 172 Abs. 3 Nr. 1 iVm. § 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG). 

Ausgefertigt: 
Berlin, den 14. April 2014 
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